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Baulandgesetz droht Papiertiger zu werden
Basellandmuss als letzter Kanton seinGesetz ändern, umdasHorten von Bauland zu erschweren. Der Landrat glaubt nicht, dass es wirkt.

DasSignalderBaselbieterBevölkerung
voracht Jahrenwarglasklar:Mit 70 Pro-
zent Ja-StimmennahmsiedieTeilrevi-
sion des Schweizer Raumplanungsge-
setzes an und lag damit deutlich über
demnationalenSchnitt von63Prozent.
Zentraler Punkt der Vorlage war, die
Siedlungsentwicklung nach Innen zu
fördern.VorallemwurdendieKantone
verpflichtet, Massnahmen zu treffen,
damitbrachliegendeoderungenügend
genutzte Flächen in Bauzonen besser
genutzt, anstatt dass immer mehr Flä-
chen neu eingezontwerden.

Der Bund verlangt von den Kanto-
nen sogar, dass diese Fristen für die
ÜberbauungeinesGrundstücks festset-
zen, sollte daran öffentliches Interesse
bestehen.Denn«Baulandhortungstellt
seit Jahren ein Problem in der Raum-
planung dar». So steht es auch in der
Regierungsvorlage zurTeilrevisiondes
Baselbieter Raumplanungs- und Bau-
gesetzes, die nun endlich den Weg in
den Landrat gefunden hat. «Wir wer-
den unserem Ruf als Trödelkanton
gerecht», sagte SP-Landrat Jan Kirch-
mayr, als die Vorlage am Donnerstag
in ersterLesungbehandeltwurde.Tat-
sächlich istBasellandder letzteKanton,
der die Umsetzung in Angriff nimmt.

Erstnach20JahrenGrundbesitz
bliebenersteAbgabengeschuldet
Fast schon zynisch wirkte der Kom-
mentar vonRolfBlatter (FDP):«Dawir
sowieso schon der letzte Kanton sind,
haben wir ja keinen Zeitdruck mehr.»
Wernunmeint,Basellandhättediever-
strichenen Jahre genutzt, um das Bun-
desgesetz möglichst wirkungsvoll um-
zusetzen, dürfte enttäuscht werden.
Grünen-Landrat Klaus Kirchmayr kri-
tisierte die Vorlage besonders harsch:
«Das Gesetz bewirkt nichts. Es ist für
nichts gut. Auch wenn der Bund ein
kantonalesGesetz verlangt,möchte ich
lieber keines als so ein schlechtes.»

Vor allem für die Ratslinke wurde
zu viel verwässert: Während andere
Kantone sogar die Enteignung von
Bauland durch die Gemeinde ermög-
lichen,wenndies vonöffentlichem In-
teresse undnach 15 bis 20 Jahrennoch
ungenutzt ist, wurde dieser Punkt in
Baselland schonnachderVernehmlas-
sung gestrichen.

Unter der sperrigen Bezeichnung
der«Baulandverflüssigung»bleibtnoch
folgendes:EineGemeindekann fürun-
bebaute Grundstücke, die schon zehn
Jahre in der Bauzone liegen, eine Frist
von fünf Jahren setzen, innert der die

Fläche zu mindestens 50 Prozent der
zulässigen Nutzung überbaut werden
muss. Geschieht dies nicht, erhebt die
Gemeinde einen einmaligen Flächen-
beitragvon20bis100FrankenproQua-
dratmeter. Allerdings wird dieser rück-
erstattet, wenn die Überbauung innert
der folgendenfünf Jahregeschieht.Dau-
ert es länger, verringert sich der Anteil
jedes Jahr um zehn Prozent. Fazit: Erst
nach 20 Jahren bliebe derGrundeigen-
tümeroderdie -eigentümerinaufeinem
Teil der Strafgebühren sitzen, nach 30
Jahrenaufdengesamten.Diesallesnur,

wenn die Gemeinde öffentliches Inte-
ressegeltendmachenkann,weil siesich
etwa nachweisbar in ihrer Entwicklung
blockiert sieht.

Noch inkeinemKantonwurden
Landeigentümerwirklichbelangt
FelixKeller vonderCVP/GLP-Fraktion
resümierte denn auch trocken: «Ich
glaube nicht, dass ich es noch erleben
werde, dass die neuen Regeln je zur
Anwendung kommen.» Mit diesem
Problem allerdings steht Baselland
nicht alleine da.WährendderDebatte

wurdemehrfachbemerkt, dass noch in
keinem einzigen Kanton die Instru-
mente zur Baulandverflüssigung zur
Anwendung gekommen seien. So
droht die jahrelange Arbeit in einem
Papiertiger zu enden.

Dasdürfte –nebendemDruck,dem
Bundesgesetz zu folgen –mit einGrund
sein,weshalbdieVorlageauchvonbür-
gerlicher Seite unterstützt und in zwei
Wochen in zweiter Lesung wohl gut-
geheissen wird. SVP-Landrat Markus
Meier, Direktor des Schweizer Haus-
eigentümerverbandes, hielt fest: «Das

ist einEingriff in fremdesEigentum. Ich
wehre mich dagegen, dass sämtliche
Grundbesitzer alsLandhorterundSpe-
kulanten abgetan werden. Dass neu
Abgabengefordertwerdenkönnen, ist
eine knallharteMassnahme.»

Seinem Zynismus treu blieb Rolf
Blatter. Der Freisinnige traf die Stim-
mung der ersten Lesung aber wohl im
Kern: «Es ist ein guter Kompromiss,
dennes sindalle gleichermassenunzu-
frieden.»

Michael Nittnaus

Baselland erlässt Uni
30 Millionen Franken
Darlehen «Zähneknirschend» und
«mit Murren» stimmte der Landrat
mit 65 zu 14 Stimmen bei 3 Enthaltun-
gen gestern zu, der Universität Basel
dieRückzahlung einesDarlehens über
30 Millionen Franken zu erlassen.
DochdemParlamentblieb schlicht kei-
neandereWahl, als das 2007gewährte
unbefristete zinslose Darlehen abzu-
schreiben.Denn zusammenmitBasel-
Stadt, das derUni ebenfalls 30 Millio-
nen lieh, war Baselland im Frühjahr
vorBundesgericht unterlegen. ImKern
ging es darum, dass der Bund seine
Beiträge an die Uni bis 2011 jeweils
nachschüssig im Folgejahr zahlte und
die beidenBasel dies dahermit einem
Darlehen vorfinanzierten. 2012 stellte
der Bund dann auf periodengerechte
Zahlungenum, liess das erste Jahr aber
unbeglichen. (mn)

ANZEIGE

Sonntagsverkauf
5. Dezember von
11 – 17 Uhr
} Migros Paradies

Migros Restaurant geöffnet

} Migros Oberwil
Migros Restaurant geöffnet

} Migros Schönthal
Migros Restaurant geöffnet
Do it + Garden geschlossen

Vom 5-fach Cumulus ausgenommen sind: Gebührensäcke und -marken, Vignetten, Depots, Serviceleistungen inklusive Leistungen
des Migros-Service, E-Loading, iTunes/App-Karten, SIM-Karten, Gutscheine, Geschenkkarten, Smartboxen und Online-Shop.

AUF DAS GANZE
SORTIMENT VON
MELECTRONICS
UND SPORTXX
IN DEN FILIALEN MIGROS PARADIES
UND MIGROS SCHÖNTHAL


